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Informationen nach § 1 der Verordnung über Informationspflichten  
bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) 
 
 
1. Identität des Versicherers 
Württembergische und Badische Versicherungs-Aktiengesellschaft, Karlstraße 68-72, 74076 Heilbronn 
Vorstand: Dipl.-Kaufmann Wilfried Krauth (Sprecher), Dipl.-Betriebswirt (FH) Mark Homan, Dipl.-Volkswirt Uli Knödler 
Sitz der Gesellschaft: Heilbronn, Amtsgericht Stuttgart HRB 100177 
Niederlassung Berlin, Gustav-Adolf-Straße 130, 13086 Berlin / Niederlassung Hamburg, Kurze Mühren 1-3, 20095 Hamburg 
 
 

2. Vertreter in dem Mitgliedsstaat der EU  
entfällt 
 
 

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 
Württembergische und Badische Versicherungs-Aktiengesellschaft, Karlstraße 68-72, 74076 Heilbronn 
Vorstand: Dipl.-Kaufmann Wilfried Krauth (Sprecher), Dipl.-Betriebswirt (FH) Mark Homan, Dipl.-Volkswirt Uli Knödler 
 
 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers 
Gegenstand unserer Geschäftstätigkeit ist im In- und Ausland der Betrieb aller Arten der Schaden- und Unfallversicherung sowie  der Rückversicherung in 
allen Arten, die Vermittlung von Versicherungen in Arten, die die Gesellschaft nicht selbst betreibt und der Betrieb anderer Geschäfte, die mit dem 
Versicherungsgeschäft in unmittelbarem Zusammenhang stehen. 
 
 

5. Garantiefonds  
entfällt 
 
 

6. Merkmale der Versicherungsleistung 
a) Dem Versicherungsverhältnis liegen die beigefügten Allgemeinen Vertragsbedingungen, Besonderen Bedingungen / Vereinbarungen und Klauseln 
zugrunde. 
 
 

b) Angaben über die Art, den Umfang, die Fälligkeit der Leistung des Versicherers entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Vertragsdaten, Allgemeinen 
Bedingungen, Besonderen Bedingungen / Vereinbarungen und Klauseln. 
 
 

7. Gesamtpreis der Versicherung 
Die Höhe des Beitrags entnehmen Sie bitte dem Antrag und den Angaben im Versicherungsschein. 
 
 

8. Zusätzlich anfallende Kosten  
Im Falle einer Beitragsanmahnung berechnen wir für die Mahnung derzeit 2,50 EUR. Kosten für Rücklastschriften, die vom Versicherungsnehmer oder dem 
Kontoinhaber verursacht wurden, fallen in Höhe der vom Bankinstitut im Einzelfall erhobenen Gebühren an. 
 
 

9. Zahlung / Erfüllung / Zahlungsweise 
Einzelheiten wegen der Zahlung, Erfüllung und zur Zahlungsweise des Beitrags entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Vertragsdaten, Allgemeinen 
Bedingungen, Besonderen Bedingungen / Vereinbarungen und Klauseln. 
 
 

10. Befristung der Gültigkeitsdauer der Informationen 
Angaben über die Gültigkeitsdauer entnehmen Sie bitte dem Antrag und den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten. 
 
 

11. Spezifische Preismerkmale 
entfällt 
 
 

12. Zustandekommen des Vertrages 
Der Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abgeschlossen worden ist und der erste oder einmalige Beitrag rechtzeitig gezahlt wird, jedoch nicht 
vor dem mit Ihnen vereinbarten, in den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten angegebenen Versicherungsbeginn. 
Der Vertrag gilt als geschlossen, wenn wir Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages angenommen haben bzw. wenn wir Ihre 
Annahmeerklärung zu unserem Antrag erhalten haben. 
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13. Widerrufsrecht / Widerrufsfolgen 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen in Textform widerrufen. Die Frist beginnt an dem Tag, nach dem 
Ihnen der Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die Vertragsinformationen 
gemäß § 7 Absatz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes und diese Belehrung in Textform zugegangen sind. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 
 

Der Widerruf ist zu richten an: 
 
Württembergische und Badische Versicherungs-Aktiengesellschaft 
Karlstraße 68-72 
74076 Heilbronn 
Fax 07131 186-214 
E-Mail: wueba.service@wueba.de 
 
 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfällt. Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, können wir einbehalten, wenn Sie zugestimmt haben, 
dass der Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Haben Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der Versicherungsschutz 
erst nach Ablauf der Widerrufsfrist, sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens 
30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
 
 

Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt wurde, bevor Sie Ihr 
Widerrufsrecht ausgeübt haben. Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher Versicherungsvertrag weiter. Das Widerrufsrecht besteht 
nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat. 
 
 

14. Laufzeit des Vertrages 
Diese Angaben entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag/Angebot oder Versicherungsschein. 
 
 

15. Beendigung des Vertrages 
Den vereinbarten Ablauf der Versicherung entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Vertragsdaten. Nähere Angaben zu den vertraglichen 
Kündigungsbedingungen finden Sie in den Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Bedingungen / Vereinbarungen und Klauseln. 
 
 

16. Abweichendes Recht der Vertragsanbahnung 
entfällt 
 
 

17. Anwendbares Recht  
Auf das Vertragsverhältnis findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Informationen über das zuständige Gericht finden Sie in den 
beigefügten Allgemeinen Bedingungen. 
 
 

18. Sprache  
Auf den Vertrag einschließlich aller Vorabinformationen und Kommunikation während der Laufzeit des Vertrages findet die deutsche Sprache Anwendung. 
 
 

19. Außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann. Sollten Sie mit einer unserer Entscheidungen nicht einverstanden sein, haben Sie 
die Möglichkeit, den Versicherungsombudsmann als unabhängigen und neutralen Schlichter anzurufen. Das Verfahren ist für Sie kostenfrei. Sie tragen nur 
eigene Kosten wie beispielsweise für Porto und Telefongespräche. Unberührt bleibt die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten. 
 
Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 08 06 32, 10006 Berlin 
Telefon: 0180 4 224424 (EUR 0,20 je Anruf aus dem Festnetz der Deutschen Telekom, abweichende Preise aus anderen Fest- oder Mobilfunknetzen sind 
möglich), Telefax: 0180 4 224425, E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
 
 

20. Beschwerdemöglichkeit bei der Aufsichtsbehörde 
Die für Beschwerden zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bereich Versicherungen,  
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 



 

Einwilligungserklärung 
 
I. Bedeutung dieser Erklärung und Widerrufsmöglichkeit 
Ihre personenbezogenen Daten benötigen wir insbesondere zur Einschätzung des zu versichernden Risikos (Risikobeurteilung), zur Verhinderung von 
Versicherungsmissbrauch, zur Überprüfung unserer Leistungspflicht, zu Ihrer Beratung und Information sowie allgemein zur Antrags-, Vertrags- und 
Leistungsabwicklung. Personenbezogene Daten dürfen nach geltendem Datenschutzrecht erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Datenverwendung), 
wenn dies ein Gesetz ausdrücklich erlaubt, anordnet oder wenn eine wirksame Einwilligung des Betroffenen vorliegt. 
Nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ist die Verwendung Ihrer allgemeinen personenbezogenen Daten (z. B. Alter oder Adresse) erlaubt, wenn es 
der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses dient (§ 28 Abs. 1 Nr. 1 BDSG). Das Gleiche gilt, soweit 
es zur Wahrung berechtigter Interessen der verantwortlichen Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige 
Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder der Nutzung überwiegt (§ 28 Abs. 1 Nr. 2 BDSG). Die Anwendung dieser Vorschriften 
erfordert in der Praxis oft eine umfangreiche und zeitintensive Einzelfallprüfung. Auf diese kann bei Vorliegen dieser Einwilligungserklärung verzichtet werden. 
Zudem ermöglicht diese Einwilligungserklärung eine Datenverwendung auch für die Fälle, die nicht von vornherein durch die Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes erfasst werden. 
 
Einen intensiveren Schutz genießen besondere Arten personenbezogener Daten (insbesondere Ihre Gesundheitsdaten). Wir dürfen sie im Regelfall nur 
verwenden, wenn Sie zuvor hierzu ausdrücklich einwilligen. 
Mit den nachfolgenden Einwilligungen zu Ziffer II. und Ziffer III, ermöglichen Sie zudem eine Datenverwendung auch solcher Daten, die dem besonderen 
gesetzlichen Schutz von Privatgeheimnissen gemäß § 203 Strafgesetzbuch unterliegen. 
 
Diese Einwilligungen sind ab dem Zeitpunkt der Antragstellung wirksam. Sie wirken unabhängig davon, ob später der Versicherungsvertrag zustande kommt. 
Es steht Ihnen frei, diese Einwilligungserklärungen mit Wirkung für die Zukunft jederzeit ganz oder teilweise zu widerrufen. 
 
II. Erklärung zur Verwendung Ihrer allgemeinen personenbezogenen Daten 
Hiermit willige ich darin ein, dass meine allgemeinen personenbezogenen Daten unter Beachtung der Grundsätze der Datensparsamkeit und der 
Datenvermeidung verwendet werden: 
 
1. zur Risikobeurteilung, zur Vertragsabwicklung und zur Prüfung der Leistungspflicht. 
 
2. zur Risikobeurteilung durch Datenaustausch mit einem Vorversicherer, den ich bei Antragstellung genannt habe. 
 
3. zur Risikobeurteilung und Abwicklung der Rückversicherung. 
 
4. durch andere Unternehmen/Personen, denen der Versicherer Aufgaben ganz oder teilweise zur Erledigung überträgt. Die Unternehmen/Personen 

werden eingeschaltet, um die Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung möglichst schnell, effektiv und kostengünstig zu gestalten. Eine Erweiterung 
der Zweckbestimmung der Datenverwendung ist damit nicht verbunden. Die eingeschalteten Unternehmen/Personen sind im Rahmen ihrer 
Aufgabenerfüllung verpflichtet, ein angemessenes Datenschutzniveau sicher zu stellen, einen zweckgebundenen und rechtlich zulässigen Umgang mit 
den Daten zu gewährleisten sowie den Grundsatz der Verschwiegenheit zu beachten. 

 
5. zur Verhinderung des Versicherungsmissbrauchs bei der Risikobeurteilung und bei der Klärung von Ansprüchen aus dem Versicherungsverhältnis 

durch Nutzung eines Hinweis- und Informationssystems der Versicherungswirtschaft mit Daten, die der Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) im Auftrag für die Versicherer verschlüsselt. 

 
6. zur Beratung und Information über Versicherungsdienstleistungen durch den für mich zuständigen Vermittler. 
 
7. zur Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung, indem der Versicherer selbst Informationen über mein allgemeines Zahlungsverhalten einholt (z. B. 

Creditreform). 
 
III. Erklärungen zur Schweigepflichtentbindung und Verwendung von Gesundheitsdaten (betrifft nur die Unfallversicherungen) 
 
1. Verwendung von Gesundheitsdaten zur Risikobeurteilung und Leistungsprüfung 
 
a) Schweigepflichtentbindung zur Risikobeurteilung bei Vertragsschluss 

Ihre vor Vertragsabschluss gemachten Angaben über Ihren Gesundheitszustand werden überprüft, soweit dies zur Beurteilung des zu versichernden 
Risikos erforderlich ist und Ihre Angaben dazu Anlass bieten. Sollten wir bei Dritten (z. B. Ärzten) Auskünfte einholen wollen, fordern wir von Ihnen 
eine separate Schweigepflichtentbindungserklärung an. 

 
b) Datenverwendung zur Risikobeurteilung und Leistungsprüfung 

Ich willige in die Verwendung der von den Schweigepflichtentbindungserklärungen, die im Leistungsfall separat angefordert werden, erfassten oder 
von mir angegebenen oder übermittelten Gesundheitsdaten zur Risikobeurteilung und zur Leistungsprüfung durch den Versicherer ein. Die 
Grundsätze der Datensparsamkeit und Datenvermeidung sind zu beachten. 

 
2. Verwendung von Gesundheitsdaten für weitere Zwecke 

Ich willige ein, dass die von der vorstehenden Schweigepflichtentbindungserklärung erfassten oder von mir angegebenen oder übermittelten 
Gesundheitsdaten unter Beachtung der Grundsätze der Datensparsamkeit und Datenvermeidung hinsichtlich der Vertragsabwicklung, Outsourcing 
und Beratung und Information durch den Vermittler verwendet werden dürfen. 
 
Soweit die Weitergabe der Gesundheitsdaten im Rahmen der genannten Verwendungszwecke erforderlich ist, entbinde ich hiermit auch den 
Versicherer von der Schweigepflicht.  
 

IV. Erklärung für mitzuversichernde Personen 
Die vorstehenden Erklärungen gebe ich auch für meine mitzuversichernden Kinder sowie die von mir gesetzlich vertretenen mitzuversichernden Personen ab, 
die die Bedeutung dieser Erklärungen nicht selbst beurteilen können. 
 
 
 
____________________________________________________________________ 
Ort, Datum Unterschrift 
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Merkblatt zur Datenverarbeitung 
 
Vorbemerkung 
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse 
korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als 
die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
geregelt. Danach ist die Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn Sie 
als Betroffener eingewilligt haben. Das BDSG erlaubt die Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung stets, wenn das im Rahmen der Zweckbestimmung 
eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der 
verantwortlichen Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass ihr schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Verarbeitung oder 
Nutzung überwiegt. 
 
Einwilligungserklärung 
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in 
Ihren Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages 
hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens-, Unfall- und Kranken-/Pflegeversicherung – schon mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit 
möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es unter Umständen nicht zu einem 
Vertragsabschluss. 
 
Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung im gesetzlich zulässigen 
Rahmen, wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen. 
 
Schweigepflichtentbindungserklärung 
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die wie z. B. beim Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen 
(Schweigepflichtentbindung) voraus. Bei Personenversicherungen, wie zum Beispiel der Lebens-, Unfall- und Kranken-/Pflegeversicherung, ist daher im 
Antrag auch eine Schweigepflichtentbindungsklausel enthalten. 
 
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung nennen: 
 
1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 

Wir erheben und speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). 
Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kundennummer, Versicherungsscheinnummer, Versicherungssumme, 
Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Maklers, eines Sachverständigen oder 
eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben hierzu und ggfs. auch Angaben von Dritten wie z. B. den 
vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer 
Lebensversicherung den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten). 

 
2. Datenübermittlung an Rückversicherer 

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben 
wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende 
versicherungstechnische Angaben von uns, wie Versicherungsscheinnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und 
Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen 
auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen 
sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben. 

 
3. Datenübermittlung an andere Versicherer 

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für 
die Einschätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und 
Versicherungsfälle oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). 
Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den 
Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende 
Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei 
Teilungsabkommen) eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, 
wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden wie Schadenhöhe und 
Schadentag. 

 
4. Zentrale Hinweissysteme 

Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur 
Verminderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zur richten oder auch 
entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen beim GDV und beim PKV-Verband zentrale Hinweissysteme. Die 
Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur, 
soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 

 
Beispiele: 
 
Kfz-Versicherer 
Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-Diebstählen sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung. 
 
Allgemeine Haftpflichtversicherung 
Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung. 
 
Sachversicherer 
Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs der Vertrag gekündigt 
wird und bestimmte Schadensummen erreicht sind. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren Missbrauchs. 
 
Transportversicherer 
Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmissbrauchs) Schadenfällen, insbesondere in der Reisegepäckversicherung. 
Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmissbrauch. 
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Unfallversicherer 
Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht. 
Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im Schadenfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfallfolgen. 
Außerordentliche Kündigung durch den Versicherer nach Leistungserbringung oder Klagerhebung auf Leistung. 
Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch. 
 
Betreuung durch den Vermittler 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienstleistungsangebots unserer Unternehmensgruppe bzw. unserer Kooperations-
partner werden Sie durch einen unabhängigen Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung berät. 
 
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Versicherungsvermittler zu diesen Zwecken von uns die für Ihre Betreuung und Beratung 
notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungsscheinnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und 
des Risikos. Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen. 
 
Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 
Sie haben als Betroffener nach dem BDSG ein Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder 
Löschung Ihrer gespeicherten Daten. 
 
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Richten Sie 
auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren 
Versicherer. 
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Autoinhalt 01.2008 

 
 

CHARTA - Spezialpolice Auto-Inhalt 
 
 
Versichert sind Transporte von eigenen Waren und Gütern, die mit eigenen Fahrzeugen und Anhängern für 
gewerbliche Zwecke befördert werden. 
 
 
I. Anwendungsbereich: Hersteller, Groß- und Einzelhändler von Konsum-, Gebrauchs- oder  

Investitionsgütern und Handwerksbetriebe  
 
    Anfragepflichtig: elektronische Geräte und Unterhaltungselektronik 
II. Geltungsbereich: Bundesrepublik Deutschland, EU-Länder - Stand: 01.01.2004, Norwegen, 

Schweiz und Liechtenstein.  
    Andere Geltungsbereiche auf Anfrage. 
 
III. Versicherte Gefahren: Ersetzt werden Schäden durch  
 

• Transportmittelunfall 
• Bruch, Verbiegen oder Verbeulen bei Notbremsungen und Ausweich- 

manövern² 
• Bruch, Verbiegen oder Verbeulen beim Be- und Entladen¹'² 
• Brand, Blitzschlag, Explosion sowie hieraus folgender Löscharbeiten 
• Diebstahl des gesamten Fahrzeuges¹'³ 
• Diebstahl oder Vandalismus nach einem Einbruch in das verschlossene 

Fahrzeug¹'³ 
• Raub und räuberische Erpressung oder dem Versuch dieser Taten 
• höhere Gewalt und Elementarereignisse 

 
¹ Sofern nicht Ausschluss aus dem Versicherungsschutz beantragt 

² genereller Selbstbehalt 250,-- EUR 

³ In der Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr Selbstbehalt 250,-- EUR und Ersatzleistung auf  5.000,-- EUR begrenzt 
 
IV. Versicherungssumme: Die Versicherungssumme basiert auf dem Vollwertprinzip, d. h., es muss der 

höchstmögliche Warenwert, der auf das Fahrzeug verladen werden kann, als 
Versicherungssumme angegeben werden. Die Entschädigung erfolgt nach § 7 
der Allgemeinen Bedingungen für die Auto-Inhalt-Versicherung zum Neuwert. 

 
V. Beitragsberechnung: Der Beitrag wird vom Ladungshöchstwert aller Fahrzeuge berechnet. 
 
VI. Beitragssätze: Waren, Material und Werkzeuge aller Art 2,45 % 
 
  Gold, Kunst, Leder, Pelze, PKW, Schmuck, Silber, 

Tabak, Teppiche, Tiere, Valoren, Textilien,  
stationäre Risiken, Verkaufsfahrzeuge, leicht 
zerbrechliche Gegenstände, hochwertige, elektronische 
Geräte und Unterhaltungselektronik  Anfrage 

    
  Ausschluss Diebstahl und Vandalismus zwischen 
 22.00 und 6.00 Uhr   - 0,75 % 
 Ausschluss Be- und Entladeschäden  - 0,30 % 
 Ausschluss Geltungsbereich EU-Länder und Schweiz  - 0,15 % 

(nur Geltungsbereich BRD ) 
 
 Mindestbeitrag: je Vertrag zzgl. Versicherungssteuer 100,00 EUR 
  Rabatte:   

ab 4 Fahrzeugen: 20,00 % 
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VII. Nicht versicherte Gefahren:   
 
    Ausgeschlossen sind Schäden  
 

• durch Kriegsereignisse jeder Art 
• in der Nachtzeit an der persönlichen Habe der Fahrzeuginsassen, Bargeld 

und Telefonkarten aufgrund Diebstahl oder Vandalismus 
• die vom Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten vor- 

sätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt wurde 
• durch Kernenergie 
• durch normale, betriebsbedingte oder betriebsbedingt vorzeitige Abnutzung 

oder Alterung der versicherten Sachen 
 
VIII. Risikoerweiterung: 1. Mitversichert gilt auf Erstes Risiko die persönliche Habe der  

    Fahrzeuginsassen, Bargeld, und Telefonkarten bis insgesamt  
    250,-- EUR je Versicherungsfall, jedoch nicht in der Nachtzeit. 
 
2. Mitversichert nach einem versicherten Schaden gelten auf Erstes  
    Risiko bis 2.500,-- EUR (abweichend von Ziff. 4.2.2 der AVB) 
• Bergungs- und Beseitigungskosten 
• Dekontaminationskosten 
• Wiederherstellungskosten 
• Preisdifferenzkosten 
• Lagerkosten 
• Mehrkosten für Überstunden, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, Eil-, 

Express- und Luftfracht, Bereitstellung eines Provisoriums 
 
IX. Versicherer:  WÜBA 
    Frau Metzger 
    Karlstr. 68-72 
    74076 Heilbronn     
 
    � 07131-186402 
 



 
 

Direktion Heilbronn · Württembergische und Badische Versicherungs-Aktiengesellschaft · Karlstraße 68-72 · 74076 Heilbronn · Postfach 38 10 · 74028 Heilbronn 
Telefon: +49 7131 186-0 · Telefax: +49 7131 186-214 · Sitz der Gesellschaft: Heilbronn · Amtsgericht Stuttgart HRB 100177 
Unsere weiteren gesellschaftsrechtlichen Daten finden Sie unter http://www.wueba.de 
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1 Gegenstand der Versicherung 
 

1.1 Versicherte Sachen 
 Die im Versicherungsvertrag bezeichneten Sachen, einschließlich Verpackungen, sind versichert, soweit der Versicherungsnehmer an ihnen ein versicherbares 

Interesse hat. 
 

1.2 Persönliche Habe der Fahrzeuginsassen 
Mitversichert ist die persönliche Habe der Fahrzeuginsassen, Bargeld und Geldkarten (außer EC- und Kreditkarten) bis insgesamt EUR 250,00 je Versicherungsfall. 

 

1.3 Nicht versicherte Sachen 
Die Versicherung gilt nicht für Gold, Silber, sonstige Edelmetalle, Schmuck, Bijouterien und Umzugsgut.  

 

2 Dauer der Versicherung 
 

2.1 Transport und Aufenthalte 
Die Sachen sind während der Transporte und Aufenthalte mit den Kraftfahrzeugen oder Anhängern versichert, die im Versicherungsvertrag nach Art und Anzahl 
genannt sind. 

 

2.2 Beginn und Ende der Versicherung 
Der Versicherungsschutz beginnt mit der Übernahme der Sachen für das unmittelbar anschließende Beladen der Kraftfahrzeuge und Anhänger und endet mit der 
Übergabe nach dem Entladen. 

 

3 Geltungsbereich 
 

Versicherungsschutz besteht innerhalb des im Versicherungsvertrag bezeichneten Geltungsbereichs. 
 

4 Umfang der Versicherung 
 

4.1 Versicherte Gefahren und Schäden 
4.1.1 Ersatz für Verlust oder Beschädigung der versicherten Güter 

Die WÜBA leistet Ersatz für Verlust oder Beschädigung der versicherten Güter als Folge der nachstehenden Ereignisse: 
- Unfall des die Güter befördernden Transportmittels; 
- Notbremsungen und Ausweichmanöver zur Vermeidung von Transportmittelunfällen; 
- Höhere Gewalt und Elementarereignisse; 
- Brand, Blitzschlag, Explosion sowie hieraus folgende Löscharbeiten; 
- Diebstahl des gesamten Fahrzeuges; 
- Diebstahl oder Vandalismus nach einem Einbruch in das verschlossene Fahrzeug, Raub oder räuberische Erpressung oder der Versuch  

  dieser Taten. Ein Fahrzeug ist verschlossen, wenn der Laderaum zumindest durch eine geschlossene Plane mit einer Kette und  
  Hangschloss oder durch einen vergleichbaren Verschluss gegen Öffnen gesichert ist. 

- beim Be- und Entladen 
4.1.2 Nachtzeit 

Bei Versicherungsfällen aufgrund Diebstahl, auch Diebstahl des gesamten Fahrzeuges, und Vandalismus in der Zeit zwischen 22:00 und 6:00 Uhr (Nachtzeit) ist 
die Ersatzleistung mit 5.000 EUR je Fahrzeug begrenzt, soweit das Fahrzeug unbeaufsichtigt ist und es sich nicht in einer verschlossenen Garage oder auf einem 
umfriedeten, verschlossenen Hofraum eines Betriebes oder bewohnten Anwesens befindet. 

 

4.2 Versicherte Aufwendungen und Kosten 
4.2.1 Schadenabwendung und –minderung 

Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung eines versicherten Schadens für geboten 
halten durfte, hat die WÜBA zu ersetzen. Dies gilt allerdings nur insoweit, als dass sie zusammen mit der Entschädigung nicht die Versicherungssumme 
übersteigen. Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die er gemäß den Weisungen der WÜBA macht, hat die WÜBA dagegen ohne Rücksicht auf die 
Versicherungssumme zu erstatten. 

4.2.2 Andere Aufwendungen und Kosten 
Weiterhin ersetzt die WÜBA auf Erstes Risiko nach einem versicherten Schaden die Aufwendungen bis zu insgesamt 1.000 EUR für folgende Positionen: 



 
 
 
 

 

 
   

Bergung und Beseitigung 
Die Bergung von versicherten Sachen, die Beseitigung und Vernichtung von beschädigten oder zerstörten versicherten Sachen sowie 
das Aufräumen der Schadenstätte (Bergungs- und Beseitigungskosten). 
Dekontaminationskosten 
Kosten aufgrund behördlicher Anordnung, um Erdreich des Grundstückes, auf dem der Schadenort liegt, zu untersuchen, zu 
dekontaminieren oder auszutauschen. Mitversichert ist die Dekontamination des Aushubs oder dessen Transport in die 
nächstgelegene, geeignete Deponie sowie dessen dortige Lagerung bzw. dessen Vernichtung (Dekontaminationskosten). 
Wiederherstellung von Akten und Plänen 
Kosten zur Wiederherstellung von Urkunden, Akten, Zeichnungen, Daten und Datenträgern sowie von Mustern, Anschauungsmodellen, 
Prototypen und Ausstellungsstücken (Wiederherstellungskosten). 
Preisdifferenz 
Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalles und der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung (Preisdifferenzkosten). 
Mehrkosten 
Mehrkosten durch Überstunden, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, Eil-, Express- und Luftfracht und die Bereitstellung eines Provisoriums bei der 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung. 
Lagerung 
Kosten für die Lagerung von versicherten Sachen, wenn der weitere Transport nicht möglich ist (Lagerkosten). 

 

4.3 Nicht versicherte Gefahren 
4.3.1 Krieg und kriegsähnliche Ereignisse 

Die Gefahr des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher Ereignisse und solche, die sich unabhängig vom Kriegszustand aus der feindlichen Verwendung von 
Kriegswerkzeugen sowie aus dem Vorhandensein von Kriegswerkzeugen als Folge einer dieser Gefahren ergeben. 

4.3.2 Kernenergie 
 

4.4 Nicht ersatzpflichtige Schäden 
4.4.1 Nicht beanspruchungsgerechte Verpackung und unsachgemäße Verladeweise 

Ausgeschlossen sind Schäden, verursacht durch nicht beanspruchungsgerechte Verpackung oder unsachgemäße Verladeweise 
4.4.2 Abnutzung und Alterung 

Ausgeschlossen sind Schäden, verursacht durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung oder Alterung der versicherten Sachen. 
4.4.3 Diebstahl oder Vandalismus in der Nachtzeit 

Ausgeschlossen sind auch Schäden an der persönlichen Habe der Fahrzeuginsassen, Bargeld und Geldkarten (außer EC- und Kreditkarten) aufgrund Diebstahl 
oder Vandalismus in der Zeit zwischen 22:00 und 6:00 Uhr (Nachtzeit) 

 

5 Anzeigepflicht 
 

5.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände 
 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung der WÜBA alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen die WÜBA in 

Textform gefragt hat und die für den Entschluss der WÜBA erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch 
insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme die WÜBA in Textform Fragen im Sinne des  Satzes 1 stellt. 

 Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss der WÜBA Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt 
abzuschließen. 

 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der 
Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 

 

5.2 Rücktritt 
5.2.1 Voraussetzungen des Rücktritts 
 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtigen die WÜBA, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 
5.2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts 
 Die WÜBA hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob 

fahrlässig gemacht hat. 
 Das Rücktrittsrecht der WÜBA wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die WÜBA den 

Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 
5.2.3 Folgen des Rücktritts 
 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 

Tritt die WÜBA nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf sie den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war.  
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 Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

Der WÜBA steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
5.3 Kündigung 

Ist das Rücktrittsrecht der WÜBA ausgeschlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann die 
WÜBA den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

 Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die WÜBA den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

 

5.4 Rückwirkende Vertragsanpassung 
 Kann die WÜBA nicht zurücktreten oder kündigen, weil sie den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, 

geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen der WÜBA rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

 Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließt die WÜBA die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand 
aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherungsnehmers fristlos in Schriftform kündigen. 

 

5.5 Ausübung der Rechte der WÜBA 
 Die WÜBA muss die ihr nach Ziff. 5.2 bis Ziff. 5.4 zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 

dem die WÜBA von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihr geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Die WÜBA hat die Umstände 
anzugeben, auf die sie ihre Erklärung stützt; sie darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung ihrer Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht 
verstrichen ist. 

 Der WÜBA stehen die Rechte nach den Ziff. 5.2 bis 5.4 nur zu, wenn sie den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

 Die WÜBA kann sich auf die in den Ziff. 5.2 bis 5.4 genannten Rechte nicht berufen, wenn sie den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 
Anzeige kannte. 

 

5.6 Anfechtung 
Das Recht der WÜBA, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

 

5.7 Ausübung der Rechte 
 Die WÜBA darf nur zurücktreten oder kündigen, wenn sie den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolgen hingewiesen 

hat. 
 

6 Gefahrerhöhung 
 

6.1 Begriff der Gefahrerhöhung 
6.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, 

dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme der WÜBA wahrscheinlicher wären. 
6.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach dem die WÜBA vor Vertragsschluss 

gefragt hat. 
6.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach Ziff. 6.1.1 liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert gelten soll. 
 

6.2 Pflichten des Versicherungsnehmers  
6.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung der WÜBA keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren 

Vornahme durch einen Dritten gestatten. 
6.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung der WÜBA eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er 

diese der WÜBA unverzüglich anzeigen. 
6.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer der WÜBA unverzüglich 

anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 
 

6.3 Kündigung oder Vertragsanpassung durch die WÜBA 
6.3.1 Kündigungsrecht der WÜBA 
 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Ziffer 6.2.1, kann die WÜBA den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine 

Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann die WÜBA den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen. Die WÜBA kann nicht kündigen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 

 Wird der WÜBA eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Ziffer 6.2.2 und 6.2.3 bekannt, kann sie den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. 

 

6.3.2 Vertragsanpassung 
 Statt der Kündigung kann die WÜBA ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen ihrer Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder die 

Absicherung der höheren Gefahr ausschließen. 
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 Erhöht sich in diesem Fall der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließt die WÜBA die Absicherung der höheren Gefahr aus, so kann der 

Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung der WÜBA ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat die 
WÜBA den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

6.4 Erlöschen der Rechte der WÜBA 
 Die Rechte der WÜBA zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Ziff. 6.3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis der WÜBA von der 

Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 
 
6.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
6.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist die WÜBA nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer  seine Pflichten nach 

Ziff. 6.2.1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist die WÜBA berechtigt, ihre Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen. 

6.5.2 Bei einer Gefahrerhöhung nach Ziff. 6.2.2 und 6.2.3 ist die WÜBA bei vorsätzlicher Verletzung der Pflichten des Versicherungsnehmers nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige der WÜBA hätte zugegangen sein müssen. Verletzt 
der Versicherungsnehmer seine Pflichten grob fahrlässig, so gelten Ziff. 6.5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht der WÜBA bleibt bestehen, wenn ihr 
die Gefahrerhöhung zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt bekannt war. 

6.5.3 Die Leistungspflicht der WÜBA bleibt ferner bestehen, 
a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der 

Leistungspflicht war oder 
b) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung der WÜBA abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war. 
 

7 Versicherungssumme, Versicherungswert 
 

7.1 Versicherungssumme, Ladungshöchstwert 
Die im Versicherungsschein genannte Versicherungssumme hat der höchsten Summe der Versicherungswerte der versicherten Sachen, die mit dem jeweiligen 
Fahrzeug auf einer Fahrt transportiert werden (Ladungshöchstwert), zu entsprechen. Sind mehrere Fahrzeuge gleichzeitig im Einsatz, teilt sich die 
Versicherungssumme entsprechend den jeweiligen Versicherungswerten auf die eingesetzten Fahrzeuge auf. 

 

7.2 Nachweis 
Im Schadenfall kann die WÜBA vom Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Ladungshöchstwert die Versicherungssumme nicht überschritten 
hat. 

 

7.3 Versicherungswert 
Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungswert von versicherten Sachen im neuwertigen Zustand gleicher Art und Güte, einschließlich der Bezugskosten, wie z. 
B. Verpackung, Fracht, Zölle, Montage (Neuwert). Bei Bezugstransporten ist der Versicherungswert höchstens der Einkaufspreis, bei Transporten fest verkaufter 
Sachen höchstens der Verkaufspreis, jeweils einschließlich der Bezugskosten. Rabatte und Preiszugeständnisse bleiben für den Versicherungswert 
unberücksichtigt. 

 

7.4 Überprüfung und Anpassung 
Der Versicherungsnehmer überprüft zu Beginn eines jeden Versicherungsjahres die Versicherungswerte und passt die Versicherungssumme, innerhalb von drei 
Monaten durch Mitteilung an die WÜBA, entsprechend an 

 

7.5 Versicherungssumme nach Schadenfall 
Die Versicherungssumme vermindert sich nicht durch eine Entschädigungsleistung. 

 

8 Beitrag, Beginn des Versicherungsschutzes 
 

8.1 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 
Soweit Ratenzahlung vereinbart ist, gelten die ausstehenden Raten bis zu dem vereinbarten Zahlungstermin als gestundet. Sie werden jedoch sofort fällig, wenn 
der Versicherungsnehmer in Verzug gerät oder soweit eine Entschädigung fällig ist. 

 

8.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Erster oder einmaliger Beitrag 
8.2.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 
 Der erste oder einmalige Beitrag wird - wenn nichts anderes vereinbart ist - unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins 

fällig. Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrages. 
8.2.2 Beginn des Versicherungsschutzes 
 Die Haftung der WÜBA beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt, und zwar dann, wenn zur Beitragszahlung erst später aufgefordert, der Beitrag aber ohne Verzug 

gezahlt wird. Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, dass ein Versicherungsfall bereits eingetreten ist, so entfällt hierfür die Haftung 
8.2.3 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes. 
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 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst 

ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtfolge aufmerksam gemacht wurde. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

8.2.4  Rücktritt 
 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann die WÜBA vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt 

ist. Die WÜBA kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.  
 

8.3. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 
8.3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 
 Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig. 
 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu 

vertreten hat. 
 Die WÜBA ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 
 

8.3.2 Zahlungsaufforderung 
 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann die WÜBA dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die 

mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge der Beiträge, Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die mit dem Fristablauf verbunden sind. 

 

8.3.3 Kein Versicherungsschutz 
 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 

Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach 8.3.2 darauf hingewiesen wurde. 
 

8.3.4 Kündigung 
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann die WÜBA den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 
wenn sie den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach 8.3.2 darauf hingewiesen hat. 

 Hat die WÜBA gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für 
Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

 

8.4 Beitrag und Vertragsdauer 
8.4.1 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
8.4.1.1 Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht der WÜBA  für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil 

des Beitrages zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt wegen einer 
Anzeigepflichtverletzung (Ziff. 5. 2.) oder durch Anfechtung der WÜBA wegen arglistiger Täuschung (Ziff. 5.6.) beendet, steht der WÜBA der Beitrag bis zum 
Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu. Tritt die WÜBA nach Ziiff. 8. 2.3 wegen Fälligkeit des Beitrages zurück, kann sie eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen. 

8.4.1.2  Kündigt der Versicherungsnehmer nach Eintritt eines Versicherungsfalls, so hat die WÜBA nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der der abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht. Kündigt die WÜBA, so hat sie den Beitrag für das laufende Versicherungsjahr nach dem Verhältnis der noch nicht abgelaufenen zu der 
gesamten Zeit des Versicherungsjahres zurückzuzahlen. 

 

9 Vertragsdauer 
 

9.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen. 
 

9.2 Stillschweigende Verlängerung 
 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 

dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 
 

9.3 Vertragsbeendigung  
 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres gekündigt werden; die 

Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein 
 

10 Obliegenheiten zur Sicherheit und zum Gebrauch von Fahrzeugen 
 

10.1. Sicherheitsvorschriften 
Der Versicherungsnehmer hat alle gesetzlichen, behördlichen oder vereinbarten Vorschriften zur Sicherheit und zum Gebrauch von Fahrzeugen zu beachten. 
Abweichungen von Vorschriften, denen das Gewerbeaufsichtsamt schriftlich zugestimmt hat, beeinträchtigen die Entschädigungspflicht nicht 

 

10.2 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
Werden diese Obliegenheiten verletzt, kann die WÜBA den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem sie von der Verletzung Kenntnis erhalten hat, ohne 
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Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, die Verletzung beruht nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Die Rechtsfolgen für die Leistungspflicht der WÜBA 
ergeben sich aus Ziff. 11.6. Führt die Verletzung zu einer Gefahrerhöhung, so ist Ziff. 6 anwendbar.  

 

11 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nach Eintritt des Versicherungsfalls 
 

11.1 Schadenanzeige 
Der Versicherungsnehmer hat nach dem Eintritt des Versicherungsfalles den Schaden der WÜBA unverzüglich, spätestens innerhalb einer Woche, schriftlich 
anzuzeigen. Versicherungsfälle durch Diebstahl, Einbruch, Raub und räuberische Erpressung oder dem Versuch dieser Taten sowie durch Transportmittelunfall, 
Brand, Blitzschlag und Explosion oder durch sonstige Straftaten sowie durch Abhandenkommen von Sachen hat der Versicherungsnehmer darüber hinaus 
unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen. Der Versicherungsnehmer hat  der zuständigen Polizeidienststelle und der WÜBA unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhandengekommenen Sachen einzureichen. 

 

11.2 Schadenabwendung und –minderung 
Der Versicherungsnehmer hat nach Eintritt des Versicherungsfalles den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern und dabei die Weisungen der 
WÜBA zu befolgen, sobald er sie den Umständen nach einholen kann. 

 

11.3 Auskunft 
Im Rahmen des Zumutbaren hat der Versicherungsnehmer der WÜBA auf Verlangen jede Untersuchung über die Ursache und Höhe des Schadens sowie über den 
Umfang der Entschädigung zu gestatten, jede hierzu dienliche Auskunft –auch schriftlich- zu erteilen und die erforderlichen Belege beizubringen. 

 

11.4 Erforderliche Belege 
Folgende Belege sind insbesondere erforderlich: 
- Bericht des Fahrers über den Hergang des Schadens, 
- Polizeibericht der Angabe der Polizeibehörde, welcher der Schaden gemeldet wurde 
- Nachweis des Versicherungswertes der beschädigten Güter sowie des gesamten Ladungswertes aller Fahrzeuge zur Zeit des 
  Schadeneintritts, 
- eine spezifische Schadenrechnung. 

 

11.5 Rückgriffssicherung  
Der Versicherungsnehmer hat  in allen Schadenfällen, die ein Dritter verschuldet haben könnte, durch zweckdienliche Maßnahmen den Rückgriff sicherzustellen. 

 

11.6 Verletzung einer Obliegenheit 
11.6.1 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich eine Obliegenheit der Ziff. 11.1 bis 11.5, Ziff. 10 oder eine sonstige Obliegenheit,  die er vor oder nach Eintritt des 

Versicherungsfalls gegenüber der WÜBA zu erfüllen hat, so ist die WÜBA von der Verpflichtung zur Leistung frei.  
 Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist die WÜBA berechtigt, ihre Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des 

Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.  
11.6.2 Außer im Falle der Arglist ist die WÜBA jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 

für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht der WÜBA ursächlich ist.  
11.6.3 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit so ist die WÜBA nur dann 

vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
 

12 Ersatzleistung 
 

12.1 Entschädigungsberechnung 
Die WÜBA leistet Entschädigung bis zur Höhe der Versicherungssumme. Soweit ein Selbstbehalt vereinbart ist, wird dieser von dem Schaden abgezogen. Ersetzt 
werden die notwendigen nachgewiesenen Aufwendungen zur Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der zerstörten, beschädigten oder 
abhandengekommenen versicherten Sachen im Rahmen der Versicherungssummen, jedoch höchstens bis zum Versicherungswert. Aufwendungen durch nicht 
schadenbedingte Änderungen oder Verbesserungen sind vom Versicherungsnehmer zu tragen. 

 

12.2 Unterversicherung, Vorsorge 
 Ist zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert (Ladungshöchstwert aller Fahrzeuge des 

Versicherungsnehmers), so leistet die WÜBA nur im Verhältnis der vereinbarten Versicherungssumme zum tatsächlichen Versicherungswert (Unterversicherung). 
Zur Minderung dieser Unterversicherung erhöht sich die Versicherungssumme um 10 Prozent (Vorsorgesumme). Bei der Versicherung auf Erstes Risiko werden die 
Regelungen zur Unterversicherung gemäß § 75 VVG nicht angewendet. 

 

13 Wiederherbeigeschaffte Sachen 
 

 Wird der Verbleib abhandengekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies der WÜBA unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
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14 Überversicherung 
 

14.1 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten Sachen, so kann sowohl die WÜBA als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur 
Beseitigung der Überversicherung die Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 

14.2 Von diesem Zeitpunkt an ist für die Höhe des Beitrages der Betrag maßgebend, den die WÜBA berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem 
neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 

14.3 Hat der Versicherungsnehmer eine Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in 
dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. Der WÜBA steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem sie von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. Etwaige Schadensersatzansprüche der WÜBA bleiben unberührt. 

 

15 Mehrfachversicherung 
 

15.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn ein Interesse gegen dieselbe Gefahr in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist und entweder die 
Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert übersteigen oder aus anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer 
ohne Bestehen der anderen Versicherungen zu zahlen wäre, den Gesamtschaden übersteigt. 

15.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des später geschlossenen 
Vertrages verlangen. 

 Er kann auch verlangen, dass die Versicherungssumme auf den Betrag herabgesetzt wird, der durch die früher geschlossene Versicherung nicht gedeckt ist; in 
diesem Fall ist der Beitrag entsprechend zu mindern. 

15.3 Das Recht auf Aufhebung oder Herabsetzung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von der 
Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung oder Herabsetzung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, der 
WÜBA zugeht. 

15.4 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht abgeschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist 
jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. Die WÜBA hat Anspruch auf den Beitrag bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

 

16 Besondere Verwirkungsgründe 
 

16.1 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich herbei, so ist die WÜBA von der Entschädigungspflicht frei. 
16.2 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist die WÜBA berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 

Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
16.3 Versucht der Versicherungsnehmer die WÜBA arglistig über Tatsachen zu täuschen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, so 

ist die WÜBA von der Entschädigungspflicht frei. 
 

17 Fälligkeit und Zahlung der Entschädigung 
 

17.1 Leistungspflicht 
Ist die Leistungspflicht der WÜBA dem Grunde und der Höhe nach festgestellt, so hat die Auszahlung der Entschädigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. Jedoch 
kann einen Monat nach Anzeige des Schadens als Teilzahlung der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

 

17.2 Aufschiebungsgründe 
Die Entstehung des Anspruchs auf Abschlagzahlung und der Beginn der Verzinsung verschieben sich um den Zeitraum, um den die Feststellung der 
Leistungspflicht der WÜBA dem Grunde oder der Höhe nach durch Verschulden des Versicherungsnehmers verzögert wurde.  

 Die WÜBA kann die Zahlung ferner aufschieben, 
- solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen, 
- wenn gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Repräsentanten aus Anlass des Versicherungsfalles ein behördliches oder 
  strafrechtliches Verfahren aus Gründen eingeleitet worden ist, die auch für den Entschädigungsanspruch rechtserheblich sind, bis zum 
  rechtskräftigen Abschluss dieses Verfahrens 

 

17.3 Abtretung 
Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur mit schriftlicher Zustimmung der WÜBA abgetreten oder verpfändet werden. Die Zustimmung muss erteilt 
werden, wenn der Versicherungsnehmer sie aus wichtigem Grund verlangt. Die gesetzlichen Vorschriften über die Sicherung des Realkredits bleiben unberührt. 

 

18 Kündigung im Schadenfall 
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Nach Eintritt eines Versicherungsfalls können beide Parteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie muss spätestens 
einen Monat nach dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zugehen. Die WÜBA hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten. Kündigt 
der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung sofort oder zu einem späteren Zeitpunkt wirksam wird, jedoch spätestens zum Schluss 
der laufenden Versicherungsperiode. Die Rechtsfolgen für den Beitrag ergeben sich aus Ziff. 8.4.1.2 

 

 
19 Anderweitige Versicherung 
 

Ein Ersatzanspruch besteht nicht, soweit Ersatz aus einem anderen Versicherungsvertrag erlangt werden kann. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, der 
WÜBA auf Verlangen alle ihm über die anderweitige Versicherung zur Verfügung stehenden Nachweise zu liefern. 

 

20 Verjährung 
 

 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei der WÜBA angemeldet worden, zählt 
der Zeitraum von der Anmeldung bis zum Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung der WÜBA beim Anspruchsteller bei der Fristberechnung nicht mit. 

 

21 Zuständiges Gericht 
 

21.1 Klagen gegen die WÜBA 
 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen die WÜBA bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz der WÜBA oder ihrer für den 

Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

 

21.2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer   
 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 

Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, 
bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. 

 

21.3 Wohnsitzverlegung des Versicherungsnehmers  
 Hat der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich des 

Versicherungsvertragsgesetzes verlegt oder sind sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen die WÜBA oder den Versicherungsnehmer nach dem Sitz der WÜBA oder ihrer für den 
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

 

22 Wirksamkeit 
 

Sind einzelne dem Versicherungsvertrag zugrunde gelegte Bedingungen oder Teile davon unwirksam, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bedingungen des 
Vertrages nicht berührt. 

 

23 Aufsichtsbehörde 
 

 Die für Beschwerden zuständige Aufsichtsbehörde ist das Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn. 

 Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz 
Der Versicherungsnehmer willigt ein, dass die WÜBA im erforderlichen Umfang Daten, die sich aus den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung 
(Beiträge, Versicherungsfälle, Risiko-/Vertragsänderungen) ergeben, an Rückversicherer zur Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der Rückversicherung 
sowie zur Beurteilung des Risikos und der Ansprüche an andere Versicherer und/oder an den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V., Bonn 
zur Weitergabe dieser Daten an andere Versicherer übermittelt. Diese Einwilligung gilt auch unabhängig vom Zustandekommen des Vertrages sowie für 
entsprechende Prüfungen bei anderweitig beantragten (Versicherungs-) Verträgen und bei künftigen Anträgen. Diese Einwilligung gilt nur, wenn der 
Versicherungsnehmer die Möglichkeit hatte, in zumutbarer Weise vom Inhalt des vom Versicherer bereitgehaltenen Merkblattes zur Datenverarbeitung Kenntnis zu 
nehmen. 

 

24 Schlussbestimmung 
 

 Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen etwas anderes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbesondere für die im Anhang 
aufgeführten Gesetzesbestimmungen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen Inhalt des Versicherungsvertrages sind. 



 
 

Direktion Heilbronn � Württembergische und Badische Versicherungs-Aktiengesellschaft � Karlstraße 68-72 � 74076 Heilbronn � Postfach 38 10 � 74028 Heilbronn 
Telefon: +49 7131 186-0 � Telefax: +49 7131 186-214 � Sitz der Gesellschaft: Heilbronn � Amtsgericht Stuttgart HRB 100177 
Unsere weiteren gesellschaftsrechtlichen Daten finden Sie unter http://www.wueba.de 

Klausel Autoinhaltversicherung ( nur bei Vereinbarung gültig ) Stand: 01/2008 

 

 

 

Ausschluss von Diebstahl und Vandalismus zwischen 22:00 und 6:00 Uhr 
 

In Abänderung von Ziff .4.1.2 der Versicherungsbedingungen Autoinhalt-Versicherung 2008 leistet die WÜBA keine Entschädigung für versicherte Sachen durch Diebstahl, 
Vandalismus, Raub oder räuberische Erpressung oder dem Versuch dieser Taten zwischen 22:00 und 6:00 Uhr. 
 

Ausschluss von Be- und Entladeschäden 
 

In Abänderung von Ziff. 4.1.1 der Versicherungsbedingungen Autoinhalt-Versicherung 2008 leistet die WÜBA keine Entschädigung für Versicherte Sachen durch Bruch, 
Verbiegen oder Verbeulen beim Be- und Entladen. 
Der Versicherungsschutz beginnt in Abänderung von Ziff. 2.2 der Versicherungsbedingungen Autoinhalt-Versicherung 2008 mit dem Zeitpunkt, in dem die Güter zur 
Beförderung auf das Fahrzeug aufgeladen sind und endet mit dem Zeitpunkt, in dem die Güter zur Beförderung vom Fahrzeug scheiden. 
 

Geltungsbereich begrenzt auf die Bundesrepublik Deutschland 
 

Versicherungsschutz besteht ausschließlich innerhalb der Bundesrepublik Deutschland. 
 

Erhöhung der Deckungssumme für den Ersatz von Kosten 
 

In Abänderung von Ziff. 4.2.2 der Versicherungsbedingungen Autoinhalt-Versicherung 2008 erhöht sich die Ersatzleistung für die in Ziff. 4.2.2 genannten Aufwendungen von 
1.000 EUR auf 2.500 EUR. 
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